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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 30. 


Juhalt: Kirchengeſetz, betreffend die Bildung von Geſammtverbänden in der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover, S. 271. — Geſetz, betreffend die Bildung von Geſammtverbänden 
in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, S. 273. — Kirchengeſetz wegen 
Abänderung der Kirchengeſetze vom 16. Juni 1875 und vom 18. Juni 1892, betreffend die Auf— 
hebung der Gebühren für kirchliche Aufgebote und Trauungen und der Taufgebühren in der 
evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, S. 275. — Kirchengeſetz, betreffend Agende 


für die evangeliſch- lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, S. 276. — Kirchengeſetz wegen 
Ergänzung des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1876, betreffend die bußtägliche Gottesdienſtordnung in 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, S. 277. — Verordnung über das 


Inkrafttreten des Kirchengeſetzes vom 15. Mai 1900, betreffend Ruhegehalts-Ordnung für die 
Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, S. 278. 


(Nr. 10212.) Kirchengeſetz, betreffend die Bildung von Geſammtverbänden in der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 7. Juni 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover mit Zus 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


Artikel I. 
al 

In Ortſchaften, welche mehrere, unter einem gemeinſamen Pfarramte nicht 
verbundene Kirchengemeinden umfaſſen, können auf dem im F. 2 angegebenen 
Wege die im Artikel II dieſes Geſetzes bezeichneten Rechte und Pflichten ganz 
oder theilweiſe einem aus ſämmtlichen oder einigen Kirchengemeinden der be⸗ 
treffenden Ortſchaft, geeignetenfalls unter Einbeziehung unmittelbar angrenzender 
Kirchengemeinden, gebildeten Geſammtverbande übertragen werden. 


$. 2. 

Die Bildung eines ſolchen Verbandes und die Feſtſtellung der ihm nach 
Artikel II zu übertragenden Rechte und Pflichten erfolgen durch Anordnung des 
Konſiſtoriums. Beides erfordert die Zuſtimmung aller betheiligten Gemeinden 
oder, falls die Seelenzahl der zuſtimmenden Gemeinden wenigſtens drei Fünftel, 
bei Erſtreckung der Verpflichtungen des Verbandes über die Grenzen der im Ar- 
tikel II Nr. 2 bezeichneten Aufgabe hinaus drei Viertel der Geſammtſeelenzahl des 
zu bildenden Geſammtverbandes beträgt, die vorgängige unter Mitwirkung des 
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Ausgegeben zu Berlin den 27. Juli 1900. 
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ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode (F. 66 Ziffer 2 der Kirchenvorſtands- und 
Synodal⸗Ordnung vom 9. Oktober 1864) zu ertheilende Genehmigung des 
Landes-Konſiſtoriums. 5 a 

F. 3. 

Die dem Geſammtverbande übertragenen Befugniſſe und Verpflichtungen 
werden von einer beſonderen Verbandsvertretung ausgeübt, welche aus den Vor⸗ 
ſitzenden der Kirchenvorſtände ſämmtlicher Verbandsgemeinden und der mindeſtens 
doppelten Anzahl gewählter Mitglieder zu bilden iſt. Letztere ſind von den 
Kirchenvorſtänden der einzelnen Gemeinden aus den jeweiligen Kirchenvorſtehern 
der betreffenden Gemeinden auf die Dauer ihres Hauptamts zu wählen. 


$. 4. 

Ein Ausſchuß der Verbandsvertretung vertritt den Geſammtverband in 
vermögensrechtlicher Beziehung, in ſtreitigen wie in nichtſtreitigen Rechtsſachen 
nach Außen und verwaltet deſſen Vermögen nach Maßgabe der Beſchlüſſe der 
Verbandsvertretung. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Geſammtverband gegen Dritte 
verpflichten ſollen, insbeſondere Vollmachten, müſſen unter Anführung des be⸗ 
treffenden Beſchluſſes der Verbandsvertretung bezw. des Ausſchuſſes von dem 
Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des Ausſchuſſes unterſchrieben und mit dem 
Siegel des Ausſchuſſes verſehen ſein. Hierdurch wird Dritten gegenüber die 
ordnungsmäßige Faſſung der Beſchlüſſe der Verbandsvertretung ſowie ihres Aus⸗ 
ſchuſſes feſtgeſtellt, ſo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe derſelben 
nicht bedarf. 

i Durch das Regulativ (§. 5) kann beſtimmt werden, daß die Bildung eines 
Ausſchuſſes unterbleibt. In dieſem Falle finden die auf den Ausſchuß bezüglichen 
vorſtehenden Beſtimmungen auf die Verbandsvertretung ſinngemäße Anwendung. 


§. 5. 

Die näheren Beſtimmungen über die Einrichtung und Geſchäftsführung 
der Verbandsvertretung und ihres Ausſchuſſes werden im einzelnen Falle durch 
ein vom Konſiſtorium mit Genehmigung des Landes⸗Konſiſtoriums zu erlaſſendes 
Regulativ vorläufig feſtgeſetzt. Zur endgültigen Feſtſetzung bedarf es der An⸗ 
hörung der Verbandsvertretung und der Mitwirkung des ſtändigen Ausſchuſſes 
der Landesſynode ($. 66 Ziffer 2 der Kirchenvorſtands⸗ und Synodal⸗Ordnung 
vom 9. Oktober 1864) bei der vom Landes-Konfiftorium zu ertheilenden 
Genehmigung. 
g | Artikel II. 

Dem Geſammtverbande ($. 1) können übertragen werden: 

1. die Rechte, welche in Städten den Kirchenvorſtänden zuſtehen ſollen, 
wenn fie nach der Kirchenvorſtands⸗ und Synodal⸗Ordnung vom 
9. Oktober 1864 ($. 43 am Schluſſe) zur Behandlung gemeinſamer 
Angelegenheiten zuſammentreten 


2. die Aufgabe, unbeſchadet der Rechte und Pflichten der Aufſichtsbehörden 
und der einzelnen Kirchengemeinden, neue Parochialbildungen innerhalb 
der Verbandsgemeinden und eine ausreichende Ausſtattung der Verbands⸗ 
gemeinden mit äußeren kirchlichen Einrichtungen, insbeſondere Pfarr⸗ 
ſtellen, kirchlichen Gebäuden, zu fördern; 

3. die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden diejenigen Mittel zu 
gewähren, welche ſie zur Erfüllung der ihnen obliegenden geſetzlichen 
Leiſtungen bedürfen und in Ermangelung zulänglichen Kirchenvermögens 
und dritter Verpflichteter (Patron, Stadtgemeinde u. ſ. w.) ſich nicht 
ohne Umlage verſchaffen können; 

4. die Befugniß, Rechte, namentlich auch an Grundſtücken, zu erwerben 
und Verbindlichkeiten einzugehen, insbeſondere auch Anleihen aufzunehmen, 
zu klagen und verklagt zu werden, und die Mittel, welche er zur Er⸗ 
füllung ſeiner Aufgaben bedarf, ſoweit nicht andere Einnahmen zu 
Gebote ſtehen, ſich durch Umlagen zu beſchaffen. In dieſem Falle 
werden die Umlagen unmittelbar auf die Gemeindeglieder ſämmtlicher 
Kirchengemeinden des Verbandes vertheilt und müſſen gleichzeitig in 
allen Gemeinden des Verbandes nach gleichem Maßſtabe erhoben werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 7. Juni 1900. 
(J. S.) Wilhelm. 
Studt. 


(Nr. 10213). Geſetz, betreffend die Bildung von Geſammtverbänden in der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 8. Juni 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
die Provinz Hannover, was folgt: 
Sa 

Die nach dem Kirchengeſetze vom 7. Juni 1900 zu bildenden Geſammt⸗ 
verbände können Rechte, namentlich auch an Grundſtücken, erwerben und Ver⸗ 
bindlichkeiten eingehen, insbeſondere auch Anleihen aufnehmen, klagen und ver⸗ 
klagt werden. 

Die Anleihen dürfen nur zur Erwerbung von Grundſtücken ſowie zur 
Errichtung neuer kirchlicher Gebäude und Einrichtung von Begräbnißplätzen ver⸗ 
wendet werden. 
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2 
Die Verbandsvertretungen der Geſammtverbände und deren Organe üben 
die im Artikel I §. 4 und Artikel II des Kirchengeſetzes gedachten Rechte in Betreff 
der Vermögensverwaltung ihrer Verbände und der Vertretung derſelben in ver- 
mögensrechtlicher Beziehung. 
Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden Dritten 
gegenüber nach Artikel I H. 4 des Kirchengeſetzes feſtgeſtellt. 


0% 

Das Kirchengeſetz kann ohne Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz nicht ab- 
geändert werden. 

F. 4. 

Die Anordnung, durch welche die im Kirchengeſetze bezeichneten Rechte und 
Pflichten ganz oder theilweiſe einem Geſammtverbande übertragen werden, bedarf 
der Genehmigung der Staatsbehörde. 

Die nach Artikel I §. 5 des Kirchengeſetzes zu erlaſſenden Regulative be— 
dürfen der vorgängigen Anerkennung der Staatsbehörde, daß die entworfenen 
Beſtimmungen dieſem Geſetze nicht zuwider ſind. 


H. 5. 

Auf die Beſchlüſſe über Umlagen (Artikel II Nr. 4 des Kirchengeſetzes) 
finden die entſprechenden Vorſchriften des Geſetzes vom 6. Mai 1885 (Geſetz— 
Samml. S. 135) Anwendung. 

Soll eine Umlage, ſoweit ſie zu anderen Zwecken, als zum Erſatz für 
aufgehobene Stolgebühren oder zur Berichtigung des Antheils aller Gemeinden 
des Verbandes an den Bezirks- und Landes-Synodalkoſten ſowie an den für 
kirchliche Zwecke der Provinz ausgeſchriebenen Umlagen dient, zehn Prozent der 
Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat zu 
entrichtenden Einkommenſteuer überſteigen, ſo bedarf es der Genehmigung der 
Staatsbehörde. . 

Im Uebrigen bewendet es, insbeſondere wegen der Genehmigung der 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde zu den Beſchlüſſen der Verbandsvertretungen, bei den 
Vorſchriften der . 3 und 5 Abſ. 1 des Geſetzes vom 6. Mai 1885. 

Die im FK. 3 a. a. O. vorgeſchriebene ſtaatliche Genehmigung iſt nicht er— 
forderlich, wenn der Erwerb von Grundeigenthum im Falle einer Zwangs⸗ 
verſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener Forderungen erfolgt. 


$. 6. 

Weigern ſich die Verbandsvertretungen, geſetzliche Leiſtungen, welche aus 
der Verbandskaſſe zu beſtreiten ſind, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder 
zu genehmigen, fo findet $. 5 des Geſetzes vom 6. Mai 1885 ſinngemäße 
Anwendung. 


GER 
Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden bezeichnet, 
welche die in den $$. 4, 5 und 6 erwähnten Rechte auszuüben haben. 
§. 8. 
Alle dieſem Geſetz und dem Kirchengeſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen 
werden aufgehoben. N 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 8. Juni 1900. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10214). Kirchengeſetz wegen Abänderung der Kirchengeſetze vom 16. Juni 1875 und 
vom 18. Juni 1892, betreffend die Aufhebung der Gebühren für kirchliche 
Aufgebote und Trauungen und der Taufgebühren in der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 17. Juni 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover mit Zu— 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


Artikel J. 

Der $. 6 des Kirchengeſetzes vom 16. Juni 1875, betreffend die Aufhebung 
der Gebühren für kirchliche Aufgebote und Trauungen in der evangelifch- 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover (Geſetz-Samml. S. 303), ſowie der 
§. 6 und der F. 7 Abſ. 5 des Kirchengeſetzes für die evangeliſch-lutheriſche Kirche 
der Provinz Hannover, betreffend die Aufhebung der Taufgebühren, vom 
18. Juni 1892 (Geſetz-Samml. S. 259) werden aufgehoben. 

Die auf Grund der vorbezeichneten Kirchengeſetze getroffenen Feſtſtellungen 
bleiben dauernd in Geltung. 

Doch ſind die aufgehobenen Geſetzesvorſchriften noch maßgebend für ſolche 
Anträge auf Neufeſtſtellung, welche vor dem Erlaß dieſes Kirchengeſetzes geftellt find. 
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Artikel II. 

Das Landeskonſiſtorium iſt befugt, aus den Erſparniſſen bei dem landes⸗ 
kirchlichen Stolgebühren⸗Ablöſungsfonds zu den im F. 12 des Kirchengeſetzes 
vom 18. Juni 1892 bezeichneten Zwecken Beihülfen auch für einen längeren als 
einjährigen Zeitraum zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Brunsbüttel, den 17. Juni 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Studt. 


(Nr. 10215). Kirchengeſetz, betreffend Agende für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der 
Provinz Hannover. Vom 12. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover mit Zu⸗ 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


Gl 
Die von dem Landeskonſiſtorium zu Hannover im Stück 8 des Kirchlichen 
Amtsblatts für ſeinen Amtsbezirk vom 26. Juni 1900 veröffentlichten liturgiſchen 
Ordnungen ſind in Zukunft für den Vollzug der betreffenden Amtshandlungen 
maßgebend. 
“> 
Die Ordnungen der Ordination, der Einführung eines Paſtors, der Ein- 
führung der Kirchenvorſteher, der Grundſteinlegung einer Kirche, der Einweihung 
einer Kirche und der Einweihung eines Gottesackers ſowie das allgemeine Kirchen⸗ 
gebet werden, nachdem dieſes Kirchengeſetz in Kraft getreten iſt, ſofort in 
Gebrauch genommen. i 
Bezüglich der übrigen Handlungen bleibt jedoch die in der einzelnen 
Kirchengemeinde hergebrachte Ordnung bis dahin in Uebung, daß Pfarrer und 
Kirchenvorſtand in Uebereinſtimmung beſchließen, die neue Ordnung ganz oder 
theilweiſe einzuführen. 
Eine theilweiſe Einführung kann vom Landeskonſiſtorium beanſtandet 
werden, wenn die betreffende Ordnung dadurch ſinnwidrig geſtaltet wird. 


9 3 
Soweit die Ordnungen ſelbſt Verſchiedenheiten zulaſſen, ſteht dem Paſtor 
nach der Einführung (F. 2) die Auswahl frei, unbeſchadet der Befugniß des 
Konſiſtoriums im Einzelfalle, wo es deſſen aus beſonderen Gründen bedarf, dafür 
Vorſchriften zu ertheilen. 


F. 4. 

An die in den Ordnungen enthaltenen Beſtimmungen über den Verlauf 
der heiligen Handlungen ſowie an die ihrem Vollzuge dienenden Formeln iſt der 
Paſtor gebunden. Dagegen ſollen die darin enthaltenen Anſprachen und Gebete, 
mit Ausnahme des allgemeinen Kirchengebets, als Anhalt und Vorbild dienen, 
und es ſteht dem Geiſtlichen frei, ſie wörtlich anzuwenden oder ihren Wortlaut 
den Bedürfniſſen der Gemeinde und des einzelnen Falles anzupaſſen, oder durch 
freie Gebete und Anſprachen zu erſetzen. Dasſelbe gilt ſinngemäß auch von der 
in den Ordnungen getroffenen Auswahl der Lektionen und Geſänge. 


§. 5. 

Das Landeskonſiſtorium wird ermächtigt, die durch die Kirchengeſetze vom 
2. Juli 1876 GSeſetz⸗Samml. S. 273), vom 6. Juli 1876 (Geſetz-Samml. 
S. 278), vom 20. Februar 1889 Geſetz-Samml. S. 29) und vom 5. April 
1895 (Geſetz-Samml. S. 147 und 148) vorgeſchriebenen liturgiſchen Ordnungen 
des Gottesdienſtes am Bußtage, der Trauung, des Hauptgottesdienſtes, der 
Kindertaufe und der Konfirmation mit den liturgiſchen Formularen des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes zuſammenzuſtellen und als „Agende für die evangeliſch-luthe⸗ 
riſche Kirche der Provinz Hannover“ zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. M. „Hohenzollern“, Bergen, den 12. Juli 1900, 


(J. S.) Wilhelm. 


Studt. 


(Nr. 10216.) Kirchengeſetz wegen Ergänzung des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1876, betreffend 
die bußtägliche Gottesdienſtordnung in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover. Vom 12. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zt. 


verordnen in Ergänzung des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1876 (Geſetz-Samml. 
S. 273) über die bußtägliche Gottesdienſtordnung in der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover mit Zuſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


Einziger Artikel. 
Die Nr. 10 der Bußtags⸗Liturgie iſt fo auszufüllen, wie die von dem 
Landeskonſiſtorium im Stück 8 des kirchlichen Amtsblatts für ſeinen Amtsbezirk vom 


8 


26. Juni 1900 abgedruckte Ordnung der allgemeinen Beichte und Abſolution 


nebſt Retention ergiebt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Bergen, den 12. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Studt. 


(Nr. 10217.) Verordnung über das Inkrafttreten des Kirchengeſetzes vom 15. Mai 1900, 
betreffend Ruhegehalts-Ordnung für die Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover. Vom 25. Juni 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen in Gemäßheit des F. 23 des Kirchengeſetzes vom 15. Mai 1900, be 
treffend Ruhegehalts-Ordnung für die Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover (Geſetz-Samml. S. 136), daß dieſes Kirchengeſetz 
mit dem 1. Oktober 1900 in Kraft tritt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Kiel, den 25. Juni 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Studt. 


Rcherlin, gedruckt in der Neichsdruckerei ms. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


